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Schutz des geistigen Eigentums –
europäisches Recht

Ziel der VO ist der Schutz der Innovations-
und Wettbewerbsfähigkeit der Inhaber von 
Rechten
geistigen Eigentums, indem diesen ein 
schnelles und kostengünstiges Verfahren 
zur Durchsetzung ihrer Rechte geistigen 
Eigentums in der Union zur Verfügung 
gestellt wird



Schutz des geistigen Eigentums –
nationales Recht

� MarkenG

� UrhG

� DesignG

� PatG

� GebrMG

� HalblSchG

� SortSchG
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Fachdirektion VI

Recht des grenzüberschreitenden Warenverkehrs, 
Besonderes Zollrecht

• Verbote und Beschränkungen, u.a.
o Zentralstelle Gewerblicher Rechtsschutz (ZGR) 

 Kampf gegen Marken- und Produktpiraterie 

o Artenschutz  Erhalt der bedrohten Tier- und Pflanzenwelt

o Schutz der menschlichen Gesundheit (z.B. Arzneimittel, Produktsicherheit und -
konformität)

o Überwachung des Barmittelverkehr  Verhinderung Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung

o Warenursprung und Präferenzen
 Wirtschaftspolitische Interessen der EU



Die VO ist unter folgenden Voraussetzungen 
anwendbar:

� Situation nach Art. 1 Abs. 1 VO. Eine solche Situation liegt 
vor, wenn Waren der zollamtlichen Überwachung unterliegen

� Stattgebende Entscheidung nach Art. 9 Abs. 1 und 2 VO der 
für die Bewilligung zuständigen Stelle (Art. 5 Abs. 1 VO) nach 
Antrag gem. Art. 6 -sine qua non-. Für Deutschland ist dies 
die Generalzolldirektion – Direktion VI (Arbeitsbereich A 24) -
Zentralstelle Gewerblicher Rechtsschutz (ZGR)

� Verdacht einer Schutzrechtsverletzung

� keine Ausnahmen



Also keine Anwendung auf Waren, 

� die mit Zustimmung des Rechtsinhabers hergestellt wurden (Originalwaren), 
jedoch ohne dessen Zustimmung eingeführt werden (sog. Parallelimporte, Art. 1 
Abs. 5 VO),

� die von einem berechtigten Hersteller produziert, die aber über die zwischen 
Rechtsinhaber und Hersteller vereinbarte und begrenzte Menge hinaus hergestellt 
wurden (sog. Overruns, Art. 1 Abs. 5 VO),

Im Übrigen auch keine Anwendung bei Waren,

� ohne gewerblichen Charakter, die im persönlichen Gepäck von Reisenden 
mitgeführt werden (Art. 1 Abs. 4 VO),



Inhaber von Rechten des geistigen 
Eigentums

� Zu diesem Zweck können die Inhaber von Rechten des geistigen 

Eigentums beantragen, dass die Zollverwaltung bei der Abfertigung auf 
mögliche Rechtsverletzungen achtet und Waren im Verdachtsfall temporär anhält. 
Das weitere Verfahren liegt alleine in der Verantwortung des Inhabers der 
Entscheidung. Wird dieser nicht oder unzureichend tätig, besteht keine 
Handlungsmöglichkeit aufgrund dieser VO. Der Inhaber der Entscheidung kann 
seinen Antrag auf bestimmte Mindestmengen oder Warengruppen beschränken.

� Inhaber der Entscheidung und Empfänger der Ware müssen Einvernehmen über 
die Vernichtung der Ware herstellen. Gelingt dies, kann die Ware unmittelbar durch 
den Zoll vernichtet werden, ansonsten ist ein Gerichtsverfahren durch den Inhaber 
der Entscheidung einzuleiten.



� In der Europäischen Union geschützte Rechte geistigen Eigentums sind noch nicht 
verletzt, so lange sich die Waren in einem Verfahren nach Art. 210 UZK (außer 
Endverwendung und passiver Veredelung) befinden (also z.B. Transitverfahren 
T1/T2 oder Zolllager). Dies gilt auch für Waren in anderen zollrechtlichen 
Situationen wie der vorübergehenden Verwahrung (TST) oder Situationen im 
Zusammenhang mit der Umladung.

� Ein Tätigwerden nach der VO ist in diesen Fällen nur ausnahmsweise und 
ausschließlich dann möglich, wenn konkrete Verdachtsmomente für einen 
tatsächlich beabsichtigen Verbleib der Waren im EU-Binnenmarkt bestehen (z.B. 
EU-Rechnungsempfänger, Werbematerial für den EU-Markt, Bedienungsanleitung, 
Hinweise des Rechtsinhabers).

� Ein solcher Verdacht muss sich immer aus den Umständen des Einzelfalls 
ergeben. (vgl. auch EuGH-Urteil vom 1. Dezember 2011 zu den verbundenen 
Rechtssachen C-446/09 (Philips) und C-495/09 (Nokia)) und ist im Vorgang zu 

dokumentieren.



Verfahren

Basisverfahren (Art. 17, 19, 23 VO)

� i) Es ist für alle Schutzrechte möglich.

� ii) Der Versand von Mustern und Proben ist für Waren, die dem Patent-, Gebrauchsmuster-
oder Halbleiterschutzgesetz unterliegen, sowie für Waren, die im Verdacht stehen einen 
Handelsnamen zu verletzen, ausgeschlossen.

� iii) Bei Einleitung eines Gerichtsverfahrens zur Feststellung ob ein 
Geschmacksmuster/Design, ein Patent, ein Gebrauchsmuster, eine Halbleitertopographie 
oder ein Sortenschutzrecht verletzt ist, ist eine frühzeitige Überlassung gegen 
Sicherheitsleistung möglich

Verfahren ohne vorherigen Antrag (ex officio, Art. 18 VO)

� i) Das Einschreiten ex officio ist für alle Schutzrechte möglich.

� ii) Es gilt nicht bei verderblichen Waren i.S.d. Art. 2 Nr. 20 VO.

� iii) Keine Anwendung der Kleinsendungsregelung möglich (Art. 26 Abs. 1 lit. c) VO).



Verfahren

Kleinsendungsregelung (Art. 26 VO)

� i) Sie gilt nur für nachgeahmte Waren (Marke, Ursprungsbezeichnungen und geografische 
Angaben) und unerlaubt hergestellte Vervielfältigungsstücke (Urheberrechte und verwandte 
Schutzrechte, Geschmacksmuster/Design).

� ii) Der Versand von Mustern und Proben ist ausgeschlossen.

� iii) Nicht für Waren im ex officio Verfahren möglich.



Aussetzung der Überlassung / 
Zurückhaltung

� Eine Aussetzung der Überlassung wird ausgesprochen, wenn eine Zollanmeldung 
angenommen wurde und die Ware noch nicht überlassen worden ist. 

� In allen anderen Fällen erfolgt eine Zurückhaltung. Nach der Überlassung der 
Ware zum zollrechtlich freien Verkehr ist das Verfahren nicht mehr anwendbar



COPIS





Inhabende von Rechten mit unionsweiter Rechtswirkung (z.B. einer 
Unionsmarke, eines Gemeinschaftsgeschmacksmusters, einer geografischen 
Angabe) haben die Möglichkeit, mit einem Unionsantrag das Tätigwerden der 

Zollverwaltung in den weiteren Mitgliedstaaten der EU zu beantragen.




